
Aufgrund von §§ 5, 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167) sowie der §§ 1, 2, 3 und 7 des Gesetzes über 
kommunale Abgaben in der Fassung vom 24.3.2013 (GVBl. S. 134) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618) hat die 
Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Wiesbaden am 21. Juni 2018 
die folgende Satzung beschlossen, die hiermit öffentlich bekannt gemacht wird: 
 
 
 

Satzung über die Besteuerung von Wetten  
auf dem Gebiet der Landeshauptstadt Wiesbaden  

(Wettaufwandsteuersatzung) 
 
 

§ 1  
Steuererhebung 

 
Die Landeshauptstadt Wiesbaden (Steuergläubigerin) erhebt eine Wettaufwandsteuer 
als örtliche Aufwandsteuer nach den Vorschriften dieser Satzung. 
 
 

§ 2  
Steuergegenstand 

 
Der Besteuerung unterliegen im Gebiet der Landeshauptstadt Wiesbaden der 
Aufwand der Wettenden für das Wetten in einem Wettbüro oder an einem ähnlichen 
Veranstaltungsort, in dem Pferde- und Sportwetten vermittelt oder veranstaltet werden 
und neben der Annahme von Wettscheinen (auch an Terminals o.ä.) auch das 
Mitverfolgen der Wettereignisse ermöglicht wird. 
 
 

§ 3  
Steuerschuldner 

 
(1) Steuerschuldner ist der/die Betreiber/in (Veranstalter) des Wettbüros oder des 

ähnlichen Veranstaltungsorts. 
 

(2) Mehrere Steuerschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4  
Bemessungsgrundlage 

 
(1) Bemessungsgrundlage ist der Brutto-Wetteinsatz der Wettenden ohne jegliche 
Abzüge. 
 
(2) Die Höhe des Wetteinsatzes ist vom Steuerschuldner durch geeignete Unterlagen 
zu belegen. 
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§ 5  
Steuersatz 

 
Der Steuersatz beträgt 3 % des Brutto-Wetteinsatzes ohne jegliche Abzüge. 
 
 

§ 6 
Anmeldung und Abmeldung 

 
(1) Wer ein Wettbüro oder einen ähnlichen Veranstaltungsort im Sinne des § 2 eröffnet 
und in Betrieb nimmt, hat dieses unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 14 
Tagen gegenüber der Steuergläubigerin, Kassen- und Steueramt, nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Anmeldung anzuzeigen. Die Anmeldungen 
müssen folgende Angaben enthalten: 

a) Name und Anschrift des Betreibers (Veranstalters), 
b) Ort und Zeitpunkt der Eröffnung des Wettbüros, 
c) Auflistung aller eingesetzten Wettterminals mit der jeweiligen Gerätenummer, 
d) eine schriftliche Ermächtigung zum Einzug der Wettaufwandsteuer von einem 

auf ihn oder einen Dritten lautenden Konto bei einem Kreditinstitut. 
Die Betreiber der bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehenden Wettbüros im 
Sinne von § 2 haben der Steuergläubigerin die Angaben nach Abs. 1 innerhalb von 14 
Tagen nach Inkrafttreten dieser Satzung durch Anmeldung mitzuteilen. 
Auf Antrag kann durch die Steuergläubigerin, Kassen- und Steueramt, zur Vermeidung 
unbilliger Härten auf eine Übermittlung der Anmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung verzichtet werden. Einem 
solchen Antrag ist zu entsprechen, wenn eine Anmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung für den Steuerpflichtigen 
wirtschaftlich oder persönlich unzumutbar ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die 
Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung des amtlich 
vorgeschriebenen Datensatzes nur mit einem nicht unerheblichen finanziellen 
Aufwand möglich wäre oder wenn der Steuerpflichtige nach seinen individuellen 
Kenntnissen und Fähigkeiten nicht oder nur eingeschränkt in der Lage ist, die 
Möglichkeiten der Datenfernübertragung zu nutzen. 
 
(2) Änderungen des Geschäftsbetriebes, die sich auf die Steuererhebung auswirken 
können (z.B. Betreiberwechsel, Schließung, Änderungen bei den eingesetzten 
Wettterminals, Wechsel des Wetthaltenden), sind der Steuergläubigerin, Kassen- und 
Steueramt, unverzüglich anzuzeigen. 

 
 

§ 7  
Entstehung, Festsetzung und Fälligkeit 

 
(1) Der Steueranspruch entsteht mit der Verwirklichung des Steuertatbestandes. 
Besteuerungszeitraum ist der Kalendermonat. 
 
(2) Der Steuerschuldner ist verpflichtet, die Steuer in seiner Steueranmeldung selbst 
zu errechnen. Bis zum 15. Tag nach Ablauf eines Kalendermonats ist der 
Steuergläubigern, Kassen- und Steueramt, eine Steueranmeldung nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz elektronisch einzureichen und die errechnete Steuer zu 
entrichten. Die Steueranmeldung steht nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 b KAG in Verbindung mit 



§ 168 AO einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich. Auf 
Antrag kann durch die Steuergläubigerin, Kassen- und Steueramt, zur Vermeidung 
unbilliger Härten auf eine Übermittlung der Steuererklärung nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung verzichtet werden. Einem 
solchen Antrag ist zu entsprechen, wenn eine Erklärungsabgabe nach amtlich 
vorgeschriebenem Datensatz durch Datenfernübertragung für den Steuerpflichtigen 
wirtschaftlich oder persönlich unzumutbar ist. Dies ist insbesondere der Fall, wenn die 
Schaffung der technischen Möglichkeiten für eine Datenfernübertragung des amtlich 
vorgeschriebenen Datensatzes nur mit einem nicht unerheblichen finanziellen 
Aufwand möglich wäre oder wenn der Steuerpflichtige nach seinen individuellen 
Kenntnissen und Fähigkeiten nicht oder nur eingeschränkt in der Lage ist, die 
Möglichkeiten der Datenfernübertragung zu nutzen.   
 
(3) Ein Steuerbescheid ist nur zu erteilen, wenn der Steuerschuldner bis zum Ablauf 
der Anmeldefrist die Steueranmeldung nicht abgibt oder die Steuerschuld abweichend 
von der Erklärung festzusetzen ist. Die festgesetzte Steuer ist innerhalb von 15 Tagen 
nach Bekanntgabe des Bescheides zu entrichten. 
 
(4) Die Summe aller Brutto-Wetteinsätze gemäß § 4 in dem jeweiligen 
Besteuerungszeitraum ist durch Beifügen geeigneter Unterlagen, z. B. der 
Provisionsabrechnung mit dem Wetthaltenden zu belegen. 
 
(5) Endet die Steuerpflicht während des laufenden Besteuerungszeitraumes, ist die 
Steuererklärung bis zum 15. des auf den Einstellungsmonat folgenden Monats 
abzugeben. 
 
(6) Bei Einstellung des Geschäftsbetriebes durch Geschäftsaufgabe mit Nachfolge 
(Betreiberwechsel) besteht die Steuerpflicht des bisherigen Betreibers bis zum 
Eingang der Änderungsmitteilung nach § 6 Abs. 2 fort. 
 
 

§ 8  
Steuerschätzung und Verspätungszuschlag 

 
(1) Soweit die Steuergläubigerin die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder 
berechnen kann oder der Steuerpflichtige seiner Mitwirkungspflicht nach § 7 Abs. 2 
nicht genügt, kann sie diese nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 b KAG in Verbindung mit § 162 
Abgabenordnung (AO) schätzen. 
 
(2) Wenn der Steuerschuldner die in dieser Satzung angegebenen Fristen nicht wahrt, 
kann gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 4 a KAG in Verbindung mit § 152 AO ein 
Verspätungszuschlag erhoben werden. 
 
 

§ 9  
Steueraufsicht 

 
(1) Der Steuerschuldner, der/die Eigentümer/in, der/die Vermieter/in, der/die 
Besitzer/in oder der/die sonstige Inhaber/in der Veranstaltungsorte ist verpflichtet, den 
Beschäftigten oder Beauftragen der Steuergläubigerin zur Feststellung von 
Steuertatbeständen oder zur Nachprüfung der Besteuerung unentgeltlich Zugang zum 



Aufstellort und zum Gerät, auch während der Veranstaltung zu gewähren. Die 
Grundstücke und Betriebsräume unterliegen der Steueraufsicht der Steuergläubigerin. 
Die Beschäftigten oder Beauftragten der Steuergläubigerin sind berechtigt, 
Grundstücke, Räume und ähnliche Einrichtungen während der üblichen Geschäfts- 
und Arbeitszeiten zu betreten. Auf die §§ 98 und 99 AO zur Einnahme des 
Augenscheins und zum Betreten von Grundstücken und Räumen wird verwiesen. Eine 
kostenfreie Überprüfung der Geräte ist der Steuergläubigerin zu Prüfzwecken zu 
ermöglichen. 
 
(2) Die Geräte sowie die mit ihrer Hilfe erstellten digitalen Unterlagen sind während 
der Dauer der Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar, unverzüglich lesbar und 
maschinell auswertbar aufzubewahren (§ 147 Abs. 2 Nr. 2 AO). Sie müssen den 
„Grundsätzen zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff – 
GoBD“ (BMF-Schreiben vom 28.11.2019, BStBl. I S. 1269) entsprechen (§ 147 Abs. 6 
AO). Die Feststellungslast liegt beim Steuerpflichtigen. Insbesondere müssen alle 
steuerlich relevanten Einzeldaten (Einzelaufzeichnungspflicht) unveränderbar und 
vollständig aufbewahrt werden. Eine Verdichtung dieser Daten oder ausschließliche 
Speicherung der Rechnungsendsummen ist unzulässig. Ein ausschließliches 
Vorhalten aufbewahrungspflichtiger Unterlagen in ausgedruckter Form ist nicht 
ausreichend. Die digitalen Unterlagen und die Strukturinformationen müssen in einem 
auswertbaren Datenformat vorliegen. 
 
(3) Der Steuerschuldner und die von ihm betrauten Personen haben auf Verlangen 
den Beschäftigten oder Beauftragten der Steuergläubigerin Aufzeichnungen, Bücher, 
Geschäftspapiere Druckprotokolle und andere Unterlagen in der Betriebsstätte bzw. 
den Geschäftsräumen in Wiesbaden vorzulegen, Auskünfte zu erteilen und nach 
vorheriger Absprache in deren Gegenwart aktuelle Druckprotokolle zu erstellen.  
Die Unterlagen sind der Steuergläubigerin auf Verlangen unverzüglich und vollständig 
vorzulegen. Auf die Bestimmungen der §§ 90 und 93 AO wird verwiesen. 
 
(4) Die Steuergläubigerin behält sich vor, im Rahmen des pflichtgemäßen Ermessens 
eigene Datenerhebungen zur Beweissicherung vorzunehmen. Sollte dies in 
angemessener Zeit nicht möglich sein, können zur Vermeidung von Manipulationen 
Geräte durch die Steuergläubigerin versiegelt werden. Um die Auslesung der Geräte 
zu ermöglichen, hat der Steuerschuldner dafür Sorge zu tragen, dass die Geräte auf 
Verlangen der Steuergläubigerin jederzeit geöffnet werden können, d.h., die jeweiligen 
Geräteschlüssel müssen auf Verlangen zu beschaffen sein. Sofern die Auslesung 
nicht in angemessener Zeit ermöglicht wird, können zur Vermeidung von 
Manipulationen Geräte bzw. das gesamte Objekt versiegelt werden. Die 
Steuergläubigerin soll die Versiegelung am darauffolgenden Werktag entfernen, 
sofern unter Mitwirkung des Steuerschuldners der durch die Versiegelung 
beabsichtigte Zweck erreicht wird. 
 
 

§ 10  
Auskünfte an Gewerbebehörden im gewerberechtlichen Verfahren 

Die Offenbarung von steuerlichen Verhältnissen im Hinblick auf diejenigen 
Tatsachen, aus denen sich eine Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden im Sinne 
des Gewerberechts ergeben kann, ist zulässig. 



Das von § 30 Abs. 4 Nr. 5 Abgabenordnung verlangte zwingende öffentliche 
Interesse ist dabei nicht davon abhängig, ob die von der Gewerbebehörde 
festzustellenden Voraussetzungen des Gewerberechts tatsächlich vorliegen. 

Die Regelungen aus der Mitteilung des Bundesministeriums der Finanzen vom 
19.12.2013 (BStBl. I 2013, S. 1430) sind anzuwenden. 

 
 

§ 11  
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 5a KAG handelt, wer als Steuerpflichtiger 
vorsätzlich oder leichtfertig folgenden Vorschriften bzw. Verpflichtungen 
zuwiderhandelt: 

a) § 6 Absatz 1 (Anmeldung der Veranstaltung) 
b) § 6 Absatz 2 (Änderungen des Geschäftsbetriebes) 
c) § 9 Absatz 1 (Zugang zu den benutzten Räumen) 
d) § 9 Absatz 2 (Aufbewahrungspflichten) 
e) § 9 Absatz 3 (Aushändigung von Unterlagen) 
f) § 9 Absatz 4 Satz 3 (Öffnung der Geräte) 

 
(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 
(3) Die Abgabenhinterziehung im Sinne des § 5 des Kommunalabgabengesetzes für 

das Land Hessen wird  mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. § 370 Abs. 4 sowie §§ 371 und 376 der Abgabenordnung in der jeweiligen 
Fassung gelten entsprechend. Der Versuch ist strafbar. 

 
 

§ 12  
Geltung des Gesetzes über kommunale Abgaben 

 
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften der §§ 4 bis 6 
des Gesetzes über kommunale Abgaben in ihrer jeweiligen Fassung. 
 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2018 in Kraft. 
 

Wiesbaden, 21. September 2018 
Der Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden 
 
 
Sven Gerich 
Oberbürgermeister 
 




